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Behandelte Gebiete:


Minderjährige insbesondere Rechtsgeschäfte durch Minderjährige (§§ 106ff. BGB); Zustimmung (§§ 182 ff. BGB); Herausgabeanspruch (§§ 985, 986 BGB); Eigentumsvorbehalt (§§ 449,158,929 BGB) Eigentumsanwartschaft; Schadensersatz bei unwirksamen Vertrag; Eigentümer-Besitzer-Verhältnis (Grundlagen); Verbindung, Vermischung (§§ 947ff. BGB); § 823 I BGB, § 823 II BGB i.V.m. § 263 StGB (Betrug); Leistungskondiktion § 812 Abs. 1, S. 1 1. Alt. BGB, Haftungsumfang § 818, verschärfte Haftung §§ 819 Abs. 1, 818 Abs. 4, 292, 989 BGB, Zweikondiktionenlehre/Saldotheorie, Vorvertragliche Pflichtverletzungen durch Minderjährige.

A.
Ansprüche des V gegen K

I.
V könnte gegen K einen Anspruch auf Zahlung des Restkaufpreises gemäß § 433 Abs. 2 BGB haben.

1.
Dann müsste zwischen V und K ein wirksamer Kaufvertrag geschlossen worden sein.

a)
V und K haben sich darüber geeinigt, dass K das Motorrad zu einem Preis von € 3.000,- erwerben sollte. Damit könnte ein wirksamer Kaufvertrag zwischen den Parteien geschlossen worden sein.

Fraglich ist, wie sich die Tatsache auswirkt, dass K im Zeitpunkt des Vertragsschlusses erst 17 Jahre alt war.

b)
Gemäß § 106 BGB ist ein Minderjähriger, der das siebente Lebensjahr vollendet hat, nach Maßgabe der §§ 107 bis 113 BGB in der Geschäftsfähigkeit beschränkt.

Gemäß § 107 BGB bedarf der Minderjährige zu einer Willenserklärung, durch die er nicht lediglich einen rechtlichen Vorteil erlangt, der Einwilligung seines gesetzliches Vertreters.

Fraglich ist, wann ein lediglich rechtlicher Vorteil i.S.d. § 107 BGB vorliegt. Ein solcher wird angenommen, wenn die Rechtsstellung des Minderjährigen verbessert wird. Entscheidend sind allein die rechtlichen Folgen des Geschäfts, ein nur wirtschaftlicher Vorteil bleibt außer Betracht. Ein Rechtsgeschäft ist bereits dann für den Minderjährigen rechtlich nachteilig, wenn ihn aufgrund seiner Willenserklärung Verpflichtungen treffen. Gegenseitig verpflichtende Verträge sind somit – selbst wenn sie wirtschaftlich vorteilhaft sind - niemals lediglich rechtlich vorteilhaft.

Hinweis:
Nicht ausdrücklich angesprochen werden im Gesetz rechtlich neutrale Geschäfte. Aufgrund einer teleologischen Reduktion des § 107 BGB bedarf der Minderjährige auch für solche Geschäfte keiner Einwilligung (vgl. auch ausdrücklich § 165 BGB für die Vollmacht

. 

(Hingewiesen sei auch auf § 105 a BGB, der aber zum einen nur Geschäfte des täglichen Lebens erfasst und im Übrigen aufgrund der bewussten Entscheidung des Gesetzgebers auch nicht analog auf Minderjährige erstreckt werden kann.)

Bei einem Kaufvertrag erwirbt der Käufer zwar die Kaufsache, ist im Gegenzug jedoch verpflichtet, den Kaufpreis zu entrichten. Bei dem zwischen V und K geschlossenen Kaufvertrag handelt es sich somit nicht um ein lediglich vorteilhaftes Rechtsgeschäft, so dass es zu seiner Wirksamkeit grundsätzlich einer Einwilligung des gesetzlichen Vertreters bedarf.

c)
Die Einwilligung ist gemäß der Legaldefinition des § 183 S. 1 BGB die vorherige Zustimmung. Gemäß § 108 Abs. 1 BGB führt auch die Genehmigung, also die nachträgliche Zustimmung (§ 184 Abs. 1 BGB) zur Wirksamkeit des Geschäfts.

Eine ausdrückliche Einwilligung zu dem Kauf des Motorrades ist durch die Eltern des K weder gegenüber K noch gegenüber V erfolgt. 

Fraglich ist, ob eine „konkludente“ Einwilligung vorliegt. Eine Einwilligung könnte hier zunächst durch die Überlassung von Mitteln gemäß § 110 BGB vorliegen. Danach gilt der von dem beschränkt Geschäftsfähigen geschlossene Vertrag als von Anfang an wirksam, wenn der beschränkt Geschäftsfähige die von ihm zu erbringende Leistung mit dem ihm überlassenen Geld wirklich erbracht hat.

K hat hier die Anzahlung in Höhe von € 1.000,- von seinem Taschengeld geleistet. Die monatlichen Raten in Höhe von rund € 166,- sollten von seiner Auszubildendenvergütung gezahlt werden. Damit sollte die gesamte Zahlung mit dem K überlassenen Geld erbracht werden.

§ 110 BGB setzt aber voraus, dass der Minderjährige die vertragsgemäße Leistung bewirkt, d.h. der Vertrag wird erst mit der vollständigen Erfüllung gemäß § 362 BGB wirksam. Kreditgeschäfte sind immer schwebend unwirksam, selbst wenn die Raten mit dem Minderjährigen überlassenen Mitteln bezahlt werden können. Erst wenn die letzte Rate bezahlt ist, wird der Vertrag rückwirkend wirksam.

K hat hier mit der Ratenzahlung noch nicht begonnen, der Vertrag ist damit noch nicht vollständig erfüllt und somit weiterhin schwebend unwirksam.

d)
Fraglich ist, ob die Willenserklärung des K aufgrund einer Generalermächtigung gemäß § 113 BGB wirksam ist. Wird der beschränkt Geschäftsfähige von seinem gesetzlichen Vertreter ermächtigt, in Dienst oder Arbeit zu treten, so ist er für solche Rechtsgeschäfte unbeschränkt geschäftsfähig, welche die Eingehung oder Aufhebung eines Dienst- oder Arbeitsverhältnisses der gestatteten Art oder die Erfüllung der sich aus diesem Verhältnis ergebenden Verpflichtungen betreffen.

K hat sich das Motorrad gekauft, um damit zu seiner Ausbildungsstelle zu fahren. Bei dem Kauf könnte es sich daher um ein Rechtsgeschäft handeln, welches der Erfüllung der sich aus dem Ausbildungsverhältnis ergebenden Verpflichtung zur Erbringung der Arbeitsleistung dient. Streitig ist, ob Ausbildungsverhältnisse unter § 113 BGB fallen, da bei ihnen die Ausbildung im Vordergrund steht und nicht der Dienst oder die Arbeit. Andererseits erbringen Auszubildende erhebliche Arbeitsleistungen und erhalten vor allem eine Vergütung. Dieser Streit bedarf jedoch keiner Entscheidung, wenn das betreffende Rechtsgeschäft keinesfalls von § 113 BGB erfasst ist. § 113 BGB betrifft nur die sich aus dem Dienstverhältnis ergebenden Verpflichtungen. Verträge, die nur wirtschaftlich mit verbunden sind, gehören nicht dazu. Daher liegt hier kein Fall des § 113 BGB vor (a.A. bei ordentlicher Begründung vertretbar).
e)
K hat somit das Rechtsgeschäft ohne Einwilligung seines gesetzlichen Vertreters geschlossen. Gemäß § 108 Abs. 1 BGB ist das Geschäft schwebend unwirksam und die Wirksamkeit hängt von der Genehmigung, d.h. der nachträglichen Zustimmung (§ 184 Abs. 1 BGB) des Vertrages durch den Vertreter ab. Die Genehmigung kann als Innengeschäft gegenüber dem beschränkt Geschäftsfähigen oder als Außengenehmigung gegenüber dem Vertragspartner erklärt werden, § 182 Abs. 1 BGB.

Die Eltern des K, E1 und E2 (vertretungsberechtigt gem. § 1626 Abs. 1 BGB i.V.m. § 1629 BGB), verbieten den Kauf des Motorrades, d.h., sie genehmigen den Kauf nicht. Dies teilen sie auch dem V mit. Die Willenserklärung des K ist damit von Anfang an (ex tunc) unwirksam.

Ein wirksamer Kaufvertrag ist somit zwischen den Parteien nicht zustande gekommen. 

Ergebnis:
V hat gegen K keinen Anspruch auf Kaufpreiszahlung gemäß § 433 Abs. 2 BGB. 

II.
V könnte gegen K einen Anspruch auf Herausgabe des Motorrades gemäß § 985 BGB haben.

1.
Dann müsste V Eigentümer des Motorrades sein.

a)
Ursprünglich war V entsprechend der Eigentumsvermutung für den früheren Besitzer gemäß § 1006 Abs. 2 BGB Eigentümer des Motorrades. Fraglich ist, ob dieser gemäß § 929 Abs. 1 BGB durch Einigung und Übergabe sein Eigentum an K verloren hat. 


Es handelte sich jedoch um eine aufschiebend bedingte Übereignung gemäß § 158 Abs. 1 BGB, die zum Inhalt hatte, dass der Eigentumsübergang erst mit vollständiger Tilgung der Kaufpreisforderung eintritt. Bis zum Bedingungseintritt hat der Verkäufer daher auflösend bedingtes Eigentum mit dem Herausgabeanspruch des § 985 BGB. Der Käufer ist aufschiebend bedingter Eigentümer, er hat damit ein Anwartschaftsrecht auf Erwerb des Volleigentums erlangt.

b)
K müsste Besitzer des Motorrades sein. 


K ist durch die Übergabe unmittelbarer Fremdbesitzer (§ 854 BGB) geworden 

c)
K dürfte kein Recht zum Besitz haben, § 986 BGB.

aa)
Der Käufer aus dem Kaufvertrag mit Vorbehaltsabrede hat zunächst ein obligatorisches Besitzrecht. Dieses wirkt nur gegenüber dem Verkäufer und gibt gegenüber dessen Anspruch aus § 985 BGB eine Einwendung gemäß § 986 Abs. 1, 1 BGB. 


Fraglich ist, ob dieses auch im Zeitpunkt des Herausgabeanspruchs noch bestand.


Das schuldrechtliche Besitzrecht endet mit dem Bedingungsausfall. Wie bereits festgestellt, ist hier ein wirksamer Kaufvertrag zwischen den Parteien aufgrund der fehlenden Zustimmung bzw. Genehmigung der gesetzlichen Vertreter des K nicht zustande gekommen. Damit ist auch der Bedingungseintritt, d.h. die vollständige Erfüllung der Kaufpreisforderung nicht mehr möglich. Das Besitzrecht ist damit im Zeitpunkt des Herausgabeanspruchs bereits erloschen. K kann dem V dieses nicht entgegenhalten.

bb)
Ein Recht zum Besitz könnte sich für den K aus dem aus der bedingten Übereignung gemäß § 449 BGB erworbenen Anwartschaftsrecht gem. §§ 929, 158 BGB ergeben. Streitig ist, ob das Anwartschaftsrecht auch ein dingliches Besitzrecht gewährt, das gegenüber jedermann und damit auch gegenüber dem Vorbehaltskäufer wirkt (so die heute h.M.). Die Entscheidung dieses Meinungsstreits kann jedoch dahingestellt bleiben, wenn das Anwartschaftsrecht des K erloschen ist. Ein Anwartschaftsrecht erlischt, wenn der Bedingungseintritt nicht mehr möglich ist, weil die Erfüllung der Kaufpreisforderung infolge einer Rückabwicklung des Kaufvertrages unmöglich ist.


Wie bereits festgestellt, ist hier ein wirksamer Kaufvertrag zwischen den Parteien aufgrund der fehlenden Zustimmung bzw. Genehmigung der gesetzlichen Vertreter des K nicht zustande gekommen. Damit ist auch der Bedingungseintritt, d.h. die vollständige Erfüllung der Kaufpreisforderung nicht mehr möglich. Das akzessorische Anwartschaftsrecht des K ist erloschen. K hat- unabhängig von der Frage, ob ein Anwartschaftsrecht überhaupt ein dingliches Besitzrecht gegenüber jedermann einräumt kein Recht zum Besitz aus einem Anwartschaftsrecht.

2.
K hat somit kein Recht zum Besitz an dem Motorrad.

Ergebnis:
V hat gegen K einen Anspruch auf Herausgabe des Motorrades gemäß § 985 BGB.

III.
V könnte gegen K einen Anspruch auf Rückgabe des Motorrades aus § 812 Abs. 1 S. 1 1. Alt. BGB haben.

1.
K hat den Besitz (tatsächliche Sachherrschaft i.S.d. § 854 BGB) also „etwas“ erlangt. Auf Grund der verweigerten Genehmigung ist der Kaufvertrag endgültig unwirksam, womit auch die zunächst auf Grund des Verkaufes unter Eigentumsvorbehalt entstandene Eigentumsanwartschaft als lediglich rechtliche vorteilhafte Position erloschen ist. Sie ist also nicht „etwas“ i.S.d. § 812 Abs. 1 BGB.

2.
Der Besitz wurde durch Leistung (bestimmte und zweckgerichtete Mehrung fremden Vermögens) erlangt.

3.
K hat den Besitz auf Kosten von V erlangt.

4.
Auf Grund des unwirksamen Kaufvertrages liegt auch kein rechtlicher Grund vor. Überlegenswert könnte sein, ob man wegen der von Anfang an schwebenden Unwirksamkeit von einem bereits anfänglich fehlenden Rechtsgrund ausgeht oder ob man auf Grund der Anfangs noch möglichen Genehmigung doch von einem späteren Wegfall ausgeht. Ersteres liegt näher, doch bedarf es hier keiner Entscheidung. Damit sind die Voraussetzungen der Leistungskondiktion erfüllt.

5.
Gemäß § 818 Abs. 3 BGB ist nur das noch beim Bereicherten Vorhandene herauszugeben. Dies bedeutet hinsichtlich des Motorrades eine Herausgabe in seiner jetzigen beschädigten Form, also mit Wertverlust durch die Beschädigung und Wertverlust durch die Inbetriebnahme des neuen Motorrades.

6.
Es kommt jedoch eine verschärfte Haftung i.S.d. §§ 819 Abs. 1, 818, Abs. 4, 292, 989 BGB als Anspruchsgrundlage für den Ersatz dieses Verlustes in Betracht. Hinsichtlich des Unfalls fehlt es K schon an dem gemäß § 989 BGB notwendigen Verschulden. Dieser ließe sich möglicherweise hinsichtlich des Wertverlustes durch Inbetriebnahme bejahen. Daher ist hinsichtlich dieses Betrages die Bösgläubigkeit i.S.d. § 819 Abs. 1 BGB zu entscheiden. K hätte hier Kenntnis von der Unwirksamkeit des Kaufvertrages haben müssen. Dafür könnte sprechen, dass K bewusst über sein Alter täuscht. Andererseits handelte es sich um einen schwebend unwirksamen Kaufvertrag, der auch bei Inbetriebnahme des Motorrades noch genehmigungsfähig war. Schließlich ist noch der Minderjährigenschutz zu berücksichtigen. Dieser würde unterlaufen, wenn der Minderjährige bei Kenntnis von seiner Minderjährigkeit und daher der Unwirksamkeit seines Geschäfts und zu mindestens Fahrlässigkeit hinsichtlich des Wertverlustes durch bestimmungsgemäße Inbetriebnahme des Motorrades den Wertverlust ersetzen müsste. Daher ist im Ergebnis eine verschärfte Haftung gemäß § 819 Abs. 1 BGB abzulehnen (a.A. auch vertretbar).


Ergebnis:
V hat gegen K einen Bereicherungsanspruch auf Rückgabe des Motorrades in seinem jetzigen Zustand aus § 812 Abs. 1 S. 1 1. Alt. BGB, § 818 Abs. 3 BGB und gemäß § 818 Abs. 1 BGB einen Anspruch auf ersparte Aufwendungen durch die bereits durchgeführten Fahrten.

IV.
V könnte gegen K einen Anspruch auf Schadensersatz für den Wertverlust sowie für die Beschädigung des Motorrades in Höhe von € 1.000,- gemäß §§ 280 Abs. 1, 311 Abs. 2, 241 Abs. 2 BGB haben.

1.
Dann müsste K eine Pflicht aus einem Schuldverhältnis verletzt haben. Ein Schuldverhältnis könnte sich hier aus § 311 Abs. 2 Nr. 1 BGB ergeben. 

Hinweis:
Der Kaufvertrag kommt mangels Wirksamkeit hier nicht als Schuldverhältnis in Betracht


Vertragsverhandlungen i.S.d. § 311 Ab. 2 Nr. 1 BGB sind aufgenommen worden. Zugleich wurden Rechtsgüter (insbesondere das Motorrad) der Einwirkungsmöglichkeit der Gegenseite im Hinblick auf die rechtsgeschäftliche Beziehung ausgesetzt, womit auch die Voraussetzungen des § 311 Ab. 2 Nr. 2 BGB erfüllt sind. Zu überlegen ist, ob der Minderjährigenschutz einer Annahme eines Schuldverhältnisses i.S.d. § 311 Abs. 2 i.V.m. § 241 Abs. 3 BGB entgegensteht. Dies wird vertreten. Die Unzumutbarkeit von Haftungen für den Minderjährigen kann jedoch auch noch auf der Pflichtenebene oder der Ebene der Vertretbarkeit berücksichtigt werden. Das der Minderjährige schließlich auch von der Begründung eines vorvertraglichen Schuldverhältnisses profitiert, ist dies hier zu bejahen (a.A. vertretbar).

2.
K müsste eine Pflicht gemäß § 241 Abs. 2 BGB aus diesem Schuldverhältnis verletzt haben. Hier könnte K eine Aufklärungspflicht verletzt haben, indem er den V nicht von seiner Minderjährigkeit in Kenntnis gesetzt hat, sondern auch noch anmerkte, er sei bereits 21 Jahre.


Fraglich ist, ob einem Minderjährigen eine solche Aufklärungspflicht auferlegt werden kann mit der Rechtsfolge des Schadensersatzes bei Verletzung dieser Pflicht oder ob dies gerade dem Minderjährigenschutz zuwider laufen würde.


Würde eine solche Aufklärungspflicht für einen Minderjährigen bejaht und damit ein Schadensersatzanspruch gemäß § 311 Abs. 2 BGB, so würde dennoch eine Haftung aus einem vertragsähnlichen Verhältnis eingeführt. Mit der Zustimmungspflicht für Rechtsgeschäfte eines beschränkt Geschäftsfähigen sollte aber gerade eine Inanspruchnahme aus nicht lediglich rechtlich vorteilhaften Rechtsgeschäften vermieden werden. Eine Aufklärungspflicht des Minderjährigen mit der Folge des Schadensersatzes aus einem vertragsähnlichen Verhältnis bei Verletzung ist daher abzulehnen (a.A. vertretbar z.B. unter Hinweis darauf, dass zum Teil die c.i.c. ihrer Natur nach als deliktisch angesehen wird und dass der Minderjährige hier nicht nur schweigt, sondern aktiv irreführt).


Ergebnis:
V hat gegen K keinen Anspruch auf Schadensersatz wegen des Wertverlustes und der Beschädigung des Motorrades gemäß §§ 311 Abs. 2, 280 Abs. 1, 241 Abs. 2 BGB.

V.
V könnte gegen K einen Anspruch auf Schadensersatz wegen des Wertverlustes und der Beschädigung des Motorrades gemäß §§ 989, 990 BGB haben.

1.
Dann müsste zwischen V und K im Zeitpunkt der Verletzungshandlung zunächst ein Eigentümer-Besitzer-Verhältnis bestanden haben.

a)
Wie bereits festgestellt, war V Eigentümer des Motorrades, s.o.

b)
K war unmittelbarer Fremdbesitzer, s.o.

c)
Fraglich ist, ob K im Zeitpunkt der Verletzungshandlung kein Recht zum Besitz hatte.

aa)
Wie bereits zuvor festgestellt, könnte K zunächst ein obligatorisches Besitzrecht aus dem Kaufvertrag mit Vorbehaltsabrede zustehen. Dieser Kaufvertrag war jedoch für K nicht lediglich rechtlich vorteilhaft und war daher gemäß § 108 Abs. 1 BGB schwebend unwirksam. Die Wirksamkeit hängt damit von der Genehmigung des Vertreters ab. Die Genehmigung ist hier durch die Eltern des K verweigert worden. 

Rechtsfolge der Genehmigungsverweigerung ist, dass der Vertrag endgültig unwirksam wird. Da im Zeitpunkt der Verletzungshandlung die Genehmigungsverweigerung jedoch noch nicht erfolgt war, hatte K zu diesem Zeitpunkt noch das obligatorische Besitzrecht.

Hinweis:
Die folgende Prüfung ist (hinsichtlich des Besitzrechts) alternativ zur ersten Prüfung.

bb)
Fraglich ist, ob K auch aufgrund des Anwartschaftsrechts im Zeitpunkt der Verletzungshandlung ein Besitzrecht hatte. Wie bereits dargestellt, wird die Frage, ob das Anwartschaftsrecht dem Käufer ein gegenüber jedermann wirkendes dingliches Besitzrecht gibt, kontrovers diskutiert. Für sie spricht, dass dem Käufer mit der Besitzübertragung das im Eigentum enthaltene Recht auf Besitz und Nutzung bereits übertragen ist (vgl. Palandt/Bassenge, § 929 Rdn. 41 mwN).


Weiterhin ist fraglich, ob sich die Verweigerung der Genehmigung des Kaufvertrages auch auf das Anwartschaftsrecht auswirkt mit der Folge, dass dieses auch bereits im Zeitpunkt der Verletzungshandlung nicht bestanden hätte. Dies ist zu verneinen. Mit Bedingungsausfall (Erlöschen der Kaufpreisforderung) aufgrund der Genehmigungsverweigerung der Eltern des K erlischt das Anwartschaftsrecht. D.h. aber, das es im Zeitpunkt der Verletzungshandlung noch bestanden hat. 


K hatte ein Recht zum Besitz, so dass ein Eigentümer-Besitzer-Verhältnis im Zeitpunkt der Verletzungshandlung nicht bestand. (a.A. nur schwer vertretbar)


Ergebnis:
V hat gegen K keinen Anspruch auf Schadensersatz gemäß §§ 989, 990 Abs. 1 BGB,

Anmerkung:
Diese Lösung war bereits aus klausurtaktischen Gründen zu wählen, da ansonsten im weiteren Verlauf zahlreiche Probleme aus dem Bereich des EBV zu erörtern gewesen wären.
VI.
V könnte gegen K einen Anspruch auf Schadensersatz für die Beschädigung des Motorrades gemäß § 823 Abs. 1 BGB haben.

1.
Dann müsste zunächst die Verletzung eines der in § 823 Abs. 1 BGB besonders geschützten Rechtsgüter vor vorliegen. Hier könnte es sich um eine Eigentumsverletzung handeln. Bei einem Verkauf unter Eigentumsvorbehalt ist der Verkäufer weiter Eigentümer.


Das Motorrad des V ist durch den Unfall beschädigt worden, eine Eigentumsverletzung liegt somit vor.

2.
Diese müsste durch ein Handeln, das dem Anspruchsgegner zuzurechnen ist, erfolgt sein. Die Beschädigung des Motorrades erfolgte hier durch den Unfall des K.

3.
Dieses Handeln ist auch rechtswidrig, Rechtfertigungsgründe sind nicht ersichtlich.

4.
Schließlich müsste K schuldhaft gehandelt haben. K wurde jedoch ohne eigenes Verschulden in den Unfall verwickelt, der zu der Beschädigung des Motorrades führte.


Ergebnis:
V hat gegen K keinen Anspruch auf Schadensersatz gemäß § 823 Abs.1 BGB.

Hinweis:
Hinsichtlich der Inbetriebnahme des Motorrades lag kein rechtwidriges Handeln vor.

VII.
V könnte gegen K einen Anspruch auf Schadensersatz für die Beschädigung des Motorrades in Höhe von € 1.000 gemäß § 823 Abs. 2 BGB i.V.m. § 263 StGB haben.

1.
§ 263 StGB ist ein Schutzgesetz. K könnte sich den Besitz an dem Motorrad durch Betrug gemäß § 263 StGB verschafft haben.

a)
Voraussetzung dafür ist zunächst die Vorspiegelung falscher Tatsachen oder die Entstellung oder Unterdrückung wahrer Tatsachen.


K hat sein älteres Aussehen ausgenutzt und außerdem gegenüber dem V angemerkt, er sei 21 Jahre. Damit hat er falsche Tatsachen vorgespiegelt.

b)
Dadurch müsste bei V ein Irrtum erregt worden sein. 


Bei V ist durch das Verhalten des K der Irrtum erregt worden, K sei bereits volljährig und damit unbeschränkt geschäftsfähig.

c)
Weiterhin müsste er dies in der Absicht getan haben, sich oder einem Dritten einen rechtswidrigen Vermögensvorteil zu verschaffen.


K wollte sich keinen rechtswidrigen Vermögensvorteil verschaffen. Er wollte lediglich erreichen, dass V den Kaufvertrag mit ihm abschließt. Diesen Kaufvertrag wollte er aber auch ordnungsgemäß erfüllen und wäre dazu wohl auch in der Lage gewesen (a.A. im Hinblick auf einen rechtswidrigen Nutzungsvorteil vertretbar).
Der Tatbestand des Betruges, § 263 StGB ist somit nicht erfüllt. K hat sich den Besitz an dem Motorrad nicht durch eine rechtswidrige Tat verschafft.

Hinweis:
a.A. im Hinblick auf die Vermögensgefährdung noch vertretbar.


Ergebnis:
V hat gegen K keinen Anspruch auf Schadensersatz gemäß § 823 Abs. 2 BGB  i.V.m. § 263 StGB

VIII.
V könnte gegen K einen Anspruch auf Herausgabe der Nutzungen gemäß § 812 Abs. 1, 1 1. Alt BGB i.V.m. § 818 Abs. 1 BGB haben.

Hinweis:
Die Spezialregeln der §§ 987 ff. BGB sind wie gezeigt wegen des fehlenden Herausgabeanspruchs während der Nutzung nicht einschlägig.

1.
Dann müsste K durch Leistung des V etwas erlangt haben.


K könnte hier durch die unentgeltliche Nutzung des Motorrades Aufwendungen erspart und damit etwas erlangt haben. Wer fremde Sachen unbefugt verbraucht, gebraucht oder benützt, ist ungerechtfertigt bereichert, wenn er bei ordnungsgemäßem Vorgehen für die Benutzung Entschädigung hätte zahlen müssen. V wollte dem K das Motorrad nicht zur unentgeltlichen Nutzung überlassen, sondern aufgrund des vermeintlichen Kaufvertrages. In einem solchen Fall ist das erlangte „etwas“ der Gebrauchsvorteil, herauszugeben ist sein Verkehrswert. 


Daneben kommt ein Nutzungsersatz über § 812 Abs. 1 S. 1 1. Alt BGB (erlangter Besitz am Motorrad) in Verbindung mit § 818 Abs. 1 BGB in Betracht.

2.
Fraglich ist jedoch, ob ersparte Aufwendungen auch dann herauszugeben sind, wenn ein infolge Minderjährigkeit unwirksamer Vertrag Grundlage der Nutzungsüberlassung war. Es ist umstritten, ob der Minderjährige, über den Besitz an dem Gegenstand (hier Motorrad) hinaus um die aus diesem Grund rechtsgrundlose Nutzung des Motorrades überhaupt ungerechtfertigt bereichert ist. Unabhängig von der Beantwortung dieser Frage wird jedoch fast allgemein ein Bereicherungsanspruch des Vertragspartners abgelehnt mit der Begründung, eine Verpflichtung des Minderjährigen zum Ersatz des Wertes der Gebrauchsvorteile widerspreche dem in § 106 ff. BGB enthaltenen Minderjährigenschutz (vgl. Palandt/Sprau, § 812 BGB, Rdn. 30 m.w.N.).


Dieser Auffassung ist zuzustimmen. Müsste der Minderjährige in diesem Fall für die Gebrauchsvorteile Wertersatz leisten, würde dies dazu führen, dass die Minderjährigenschutzvorschriften unterlaufen würden.


Ergebnis:
V hat keinen Anspruch auf Herausgabe der Gebrauchsvorteile gemäß § 812 Abs. 1, 1 1. Alt. BGB gegen K. 

B.
Ansprüche des K gegen V

I.
K könnte gegen V einen Anspruch auf Herausgabe der Anzahlung von € 1.000,- gemäß § 985 BGB haben.

1.
Dann müsste K Eigentümer des Geldes sein.

Bei den € 1.000,- handelte es sich um Taschengeld des K. Dieses ist dem K von seinen gesetzlichen Vertretern (Eltern) zu seiner freien Verfügung überlassen worden. Damit standen die € 1.000,- ursprünglich in seinem Vermögen. Geht man von einer Bargeldzahlung aus, stehen die Geldscheine als Sachen auch im Eigentum des K.

2.
Fraglich ist, ob K das Eigentum gemäß § 929 S. 1 BGB an V verloren hat. 

Dann müsste zunächst eine dingliche Einigung zwischen den Parteien vorliegen.

K hat erklärt, dem V das Geld übereignen zu wollen. Durch dieses Verfügungsgeschäft verliert K jedoch das Eigentum an dem Geld. Es handelt sich daher um ein rechtlich nachteiliges Geschäft, welches der Einwilligung der gesetzlichen Vertreter bedarf (s.o.). Eine Einwilligung oder Genehmigung der Eltern liegt nicht vor, so dass die Willenserklärung des K auf Übereignung des Geldes nicht wirksam ist. 

K hat das Eigentum an dem Geld nicht gemäß § 929 S. 1 BGB verloren.

3.
K könnte das Eigentum jedoch gemäß §§ 947, 948 BGB verloren haben.

Eine Verbindung gemäß § 947 BGB liegt vor, wenn bewegliche Sachen so miteinander verbunden werden, dass sie wesentliche Bestandteile einer einheitlichen Sache werden. Diese Voraussetzungen sind hier durch die Zahlung des Geldes von K an V nicht erfüllt worden.

Indem V das Geld des K angenommen und nicht separiert, sondern im Zweifelsfall ein eine Kasse eingelegt hat, ist eine Vermischung gemäß § 948 BGB erfolgt. K hat durch die Vermischung sein Eigentum an dem Geld verloren.


Ergebnis:
K hat gegen V keinen Anspruch auf Herausgabe der Anzahlung in Höhe von € 1.000,- gemäß § 985 BGB.

II.
K könnte gegen V einen Anspruch auf Herausgabe des Geldes gemäß § 951 Abs. 1, § 812 Abs. 1, S. 1 1. Alt BGB haben.

1.
Ein Rechtsverlust gem. § 948 BGB liegt vor. Streitig ist, ob § 951 Abs. 1 BGB eine Rechtsgrund oder eine Rechtsfolgenverweisung ist. Für eine Rechtsgrundverweisung sprechen nicht nur Probleme im Dreipersonenverhältnis, sondern auch der Erhalt der Bereicherungsgrundsätze der §§ 814, 817 BGB.
2.
Dann müsste V durch Leistung des K etwas erlangt haben. Leistung ist jede zweckgerichtete Mehrung fremden Vermögens.


K hat zur Erfüllung des vermeintlichen Kaufvertrages die € 1.000 an V übergeben. 

3.
Dies müsste ohne Rechtsgrund erfolgt sein. Rechtsgrund für die Übergabe des Geldes könnte hier der Kaufvertrag sein. Dieser ist aber, wie bereits festgestellt, aufgrund der Verweigerung der Genehmigung der gesetzlichen Vertreter des K unwirksam, so dass V das Geld ohne Rechtsgrund erlangt hat. 

4.
Rechtsfolge ist, dass V zur Herausgabe des Erlangten, d.h. der € 1.000,- verpflichtet ist. Eine Herausgabe der dem V von K übergebenen € 1.000,- ist aufgrund der untrennbaren Vermischung gemäß § 948 BGB nicht mehr möglich. Gemäß § 818 Abs. 2 BGB ist in einem solchen Fall der Wert zu ersetzen.

5.
Da sowohl K als auch V Bereicherungsansprüche haben, stellt sich das Problem, ob diese automatisch saldiert (verrechnet) werden, wie die die Saldotheorie annimmt oder ob sie entsprechend der Zweikondiktionenlehre nebeneinander bestehen bleiben. Man ist sich einig, dass eine Saldierung zu Lasten Minderjähriger nicht in Betracht kommt, weshalb der Meinungsstreit hier nicht zu entscheiden ist.


Ergebnis:
K hat gegen V einen Anspruch gemäß §§ 812 Abs. 1, 1 1. Alt, 818 Abs. 2 BGB einen Anspruch auf Rückzahlung der € 1.000,-.

Gesamtergebnis:

1.
V hat gegen K einen Anspruch auf Herausgabe des Motorrades gem. § 985 BGB und einen Bereicherungsanspruch auf Rückgabe des Motorrades gem. § 812 Abs. 1 S. 1 1. Alt. BGB, § 818 Abs. 3. 
2.
K hat gegen V einen Anspruch auf Herausgabe der angezahlten € 1.000,- gem. § 951 Abs. 1 BGB i.V.m. § 812 Abs. 1 S. 1 1. Alt BGB. 

Kopfbogen

